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Mein erster Kommentar, den ich im 
neuen Jahr 2020 schreibe, wird sich 
nicht mit einem „Vollzugsthema“ be­
schäftigen. Vielmehr möchte ich mit 
einem Thema starten, dass uns alle 
angeht. Wenn wir alle inzwischen un­
sere persönlichen Gehaltsbescheini­
gungen aus dem Januar 2020 in den 
Händen halten, dürfen wir alle fest­
stellen, dass es mehr geworden ist. 
3,12%, um genau zu sein. Die Erhö­
hung unserer Gehälter haben wir als 
Beschäftigte der Thüringer Polizei, 
des Thüringer Justizvollzuges und 
des Thüringer Justizwachtmeister­
dienstes einer immer kleiner werden­
den Berufsgruppe zu verdanken, 
nämlich unseren Tarifbeschäftigten. 

Weil wir im Bereich der Thüringer 
Polizei Tarifbeschäftigte haben und 
diese sich in der GdP organisieren, 
können wir überhaupt an Tarifver­
handlungen teilnehmen. Nur weil sich 
Tarifbeschäftigte mit einem häufig ge­
ringen Gehalt, ohne Aufstiegschancen, 
in einer Gewerkschaft organisieren 
und ihr Recht auf Tarifkampfmaßnah­
men wahrnehmen, haben wir ein Tarif­
ergebnis, über dessen Übernahme für 
die Beamten verhandelt werden kann. 
Wehe uns, wir hätten keine Tarifbe­
schäftigten mehr in unseren Reihen, 

Tarifbeschäftigte sind für uns enorm wichtig
Von Kai Christ, Landesvorsitzender der GdP Thüringen

worüber würden wir dann wohl mit 
dem Dienstherren verhandeln? Im 
Frühjahr 2019 war die letzte Tarifrun­
de, die nächste wird erst im Laufe des 
Jahres 2022 anstehen. Für diese Runde 
wünsche ich mir mehr Solidarität der 
Beamten mit unseren Tarifbeschäftig­
ten. Denn nur wenn wir viele auf der 
Straße sind, wird viel am Verhand­
lungstisch zu erreichen sein. So schlicht 
sind die Spielregeln nun mal. Ich weiß, 
dass es noch lange scheint bis 2022,  
ich verspreche euch aber, dass ich die 
Erinnerung daran wachhalten werde. 

Unseren Mitgliedern im Thüringer 
Justizvollzug und dem Thüringer Jus­
tizwachtmeisterdienst möchte ich mei­
ne Bitte um Solidarität mit den Tarif­
beschäftigten der Thüringer Polizei 
nochmal besonders ans Herz legen. Da 
es in euren Zuständigkeitsbereichen 
fast keine Tarifbeschäftigten gibt, sind 
es eben unter anderem genau die Tarif­
beschäftigten der Thüringer Polizei, die 
für ein Tarifergebnis kämpfen, dass für 
den Beamtenbereich angewendet wer­
den kann. Deshalb kommt mit auf die 
Straße, wenn wir zu Kampfmaßnahmen 
aufrufen, Demonstrationsrecht haben 
auch Beamte, für mehr grüne Westen 
und mehr grüne Fahnen, denn es geht 
am Ende eben auch um Euer Geld! 

Rund um den Jahreswechsel 
2019/2020 gab es verschiedene media­
le Themen, die durchaus geeignet wa­
ren, den Mitgliedern der GdP Thürin­
gen den Puls zu beschleunigen. Da gab 
es ein Lied über eine Oma und ein Lied 
über Cops und es gab die Silvester­
nacht in Leipzig. Ich werde sicher nicht 
in den Chor derer einstimmen, die aus 
welcher vorhandenen oder angenom­
menen Professur auch immer meinen, 
sich zur Polizeitaktik der sächsischen 
Polizei äußern zu müssen. Ich würde 
mich den Vorkommnissen von Leipzig 
gerne etwas emotionsbefreit widmen. 

Sachlich festzustellen ist, dass in der 
Silvesternacht Menschen Sachbeschä­
digungen begangen haben, diese 
Handlungen sind rechtswidrig und er­
füllen den Tatbestand einer Straftat. 
Des Weiteren kam es zu Angriffen ge­

gen Polizeibeamte. Diese Handlungen 
erfüllen mindestens den Tatbestand 
einer versuchten Körperverletzung, in 
Abhängigkeit von verwendeten „Waf­
fen“ wurden möglicherweise auch 
qualifizierte Straftaten wie gefährliche 
und/oder schwere Körperverletzun­
gen versucht und im Falle der verletz­
ten Kolleg*innen eben auch tatsäch­
lich vollendet. Hier ist erstmal ein 
Punkt zu setzen, denn eine Frage, aus 
welchem Grund Polizeibeamt*innen 
im Stadtteil Connewitz eingesetzt wa­
ren, ist für die Begehungen dieser 
Straftaten nicht von Belang. Die Bege­
hung von Straftaten zwingt die Polizei 
zum Handeln. Im günstigsten Fall 
können weitere Straftaten verhindert 
werden und die Täter der bereits voll­
endeten Straftaten festgestellt und ei­
nem Verfahren zugeführt werden.

 Welche Maßnahmen zur Durchset­
zung der Ziele der Polizei und damit 
der Strafverfolgungsbehörden An­
wendung finden, haben die eingesetz­
ten Kolleg*innen nach pflichtgemes­
sem Ermessen zu entscheiden. Ein 
Notwehrrecht gegen Maßnahmen der 
Polizei gibt es nur in ganz seltenen 
Fällen. Da die Polizei im Inneren der 
Bundesrepublik Deutschland das Ge­
waltmonopol des Staates ausübt und 
der Begriff Monopol klar macht, dass 
kein anderer Gewalt ausüben darf, ist 
jeder Versuch der Rechtfertigung von 
gewalttätigen Handlungen gegen die 
Polizei zum Scheitern verurteilt. Soll­
ten Polizeibeamt*innen rechtswidrig 
handeln oder die von einer polizeili­
chen Maßnahme betroffene Person 
auch nur das Gefühl haben, die Polizei 
könnte rechtswidrig gehandelt haben, 
steht der Beschwerde- oder Rechts­
weg jederzeit jedem Menschen offen. 
Ob das polizeiliche Handeln in Leipzig 
in der Silvesternacht rechtmäßig war, 
wird durch unterschiedlichste Gremi­
en geprüft werden. Manchmal hat 
man das Gefühl, niemand wird genau­
er überprüft als die Polizei, na ja,+ 
okay,  wir haben ja auch das Gewalt­
monopol inne. Bis zum nächsten Mo­
nat

Euer nachdenklicher Kai
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Erfurt (thm). Am 3. Dezember 
2019 trafen sich 15 Mitglieder der 
Fachausschüsse Schutz und 
Verkehrspolizei zu einer ersten 
gemeinsamen Tagung. Immer 
wieder festgestellte Schnittmengen 
in ihrer alltäglichen polizeilichen 
Arbeit sollten in einem gemein-
schaftlichen Gedankenaustausch 
aus gewerkschaftlicher Sicht 
bewertet werden. 

Landesvorsitzender Kai Christ ver­
wies zu Beginn der Sitzung darauf, 
dass trotz mittlerweile erquicklicher 
Neueinstellungen die Zahl der Polizei­
beamt*innen immer noch sinkt. Es 
wird noch dauern, dass wir über die 
Pensions-/Rentenabgänge kommen. 
Da der Personalabbau im Bereich un­
serer Tarifbeschäftigten und Verwal­
tungsbeamten nicht aufgehoben bzw. 
wie im Vollzugsbereich bis 2025 auf­
geschoben wurde, werden auch wei­
terhin Vollzugsbeamte deren Tätig­
keiten übernehmen müssen. Da sind 
wir wieder beim Thema „Mehr Blau 
auf die Straße!“

Erste gemeinsame Sitzung S und VK
In der anschließenden Diskussion 

benötigte das Thema Kontaktbe­
reichsdienst einen etwas längeren 
Zeitansatz. Die bisher zur strategi­
schen Neuausrichtung des Kontakt­
bereichsdienstes bekannten Informa­
tionen sorgen in der Belegschaft 
verständlicherweise für Emotionen. 
Das Zusammenlegen von mehreren 
Bereichen nach territorialen Gesichts­
punkten und eine Betreuung dieser 
durch sogenannte Doppelstreifen so­
wie ein stärkeres Einbinden der KoBB 
im Rahmen des Einsatz- und Streifen­
dienstes, lassen unsere Kolleginnen 
und Kollegen vermuten, dass sie eher 
weniger in ihrem bisherigen Tätig­
werden als KoBB, sondern mehr im 
Bereich der Aufgaben des Schicht­
dienstes zum Einsatz kommen sollen. 
Besteht dann noch Zeit, dem Bürger 
als Ansprechpartner vor Ort zur Ver­
fügung zu stehen, oder sind unsere 
KoBB dann bereits bei der nächsten 
Unfall- oder Tatortaufnahme?

„Vernetztes Fahren“ war ein weite­
rer Tagesordnungspunkt überschrie­
ben. Anlässlich einer Fachtagung, an 
der der Vorsitzende des Fachausschus­
ses Verkehrspolizei in Brüssel teil­
nahm, machte dieser Ausführungen zu 
dem auf die Polizei zukommenden 
Themenfeld. Die Digitalisierung in der 
Automobilbranche wird auch in der 
polizeilichen Arbeit, ganz klassisch in 
der Unfallaufnahme, Berücksichtigung 
finden müssen. Neben bereits vorhan­
denen Assistenzsystemen in den Fahr­
zeugen sollen automatisierte Systeme, 
wie z. B. Abstandshalter zum Voraus­
fahrenden oder Spurhalter, die Fahr­
zeugführung komplett, ja bis zum au­
tonomen, sprich fahrerlosen Fahren 
übernehmen. Neben dem sogenann­
ten automatisierten Fahren ist aber 
auch das vernetzte Fahren zukünftig 
relevant. Die eigenständige Fahrzeug-
zu-Fahrzeug-Kommunikation und die 
Fahrzeug-zu-Infrastruktur-Kommuni­
kation ermöglichen einen Datenaus­
tausch von verkehrsbezogenen Daten 
bzw. Informationen. Grundsätzlich sol­
len automatisiertes und vernetztes 
Fahren zu mehr Verkehrssicherheit 
und persönlichem Fahrkomfort führen. 
Und was ist, wenn es dann doch mal 
knallt? Die Notwendigkeit der Unfall­
aufnahme wird auch dann bestehen. 
Die Frage nach entsprechender Fach­
kompetenz unserer Kolleginnen und 
Kollegen ist an dieser Stelle nur eine 

von vielen offenen. Welche für die Be­
urteilung eines Unfallgeschehens  
(evtl. mit tödlichem Ausgang) notwen­
digen Daten stellen uns die Fahrzeug­
hersteller zur Verfügung? Wie kann 
die Polizei evtl. auf derartige hochmo­
derne Fahrzeuge einwirken, wenn ein 
Fahrzeugführer vor uns mit erhöhter 
Geschwindigkeit flüchtet? 

Ebenfalls in der Sitzung angespro­
chen wurde der aktuelle Erlass zum 
Sport in der Thüringer Polizei. Dessen 
Umsetzung führt insbesondere im Ein­
satz- und Streifendienst zur Benach­
teiligung. Aufgrund der derzeitigen 
praktischen Umsetzung des Erlasses 
ist Dienstsport für unsere in Wechsel­
schicht tätigen Kolleginnen und Kolle­
gen kaum möglich. Allein schon auf­
grund des Einsatzgeschehens im 
regulär geplanten Dienst ist er nicht 
durchführbar. Die bestehenden ar­
beitszeitrechtlichen Regelungen er­
möglichen zwar individuellen Sport 
eines jeden, aber eben keinen Dienst­
sport im Sinne des Erlasses.

Zeitintensiv war auch der Erfah­
rungsaustausch zum im Januar 2019 
eingeführten Vorgangsbearbeitungs­
system ComVor. Vorneweg das Fazit, 
mit dem ein Fachausschussmitglied 
die Diskussion zusammenfasste: „Un­
sere Personalstruktur passt nicht mit 
ComVor zusammen!“ ComVor erfor­
dert einen erhöhten Zeitaufwand bei 
der Erststellung und Bearbeitung der 
Vorgänge. Dies führt im Einsatz- und 
Streifendienst regelmäßig zur verspä­
teten Abgabe der Verfahrensakten an 
die Ermittlungsdienste oder Fachkom­
missariate. Ein eigentlich tagaktuelles 
Arbeiten ist kaum machbar. Das Ar­
beitszeitvolumen vermehrt sich. Die 
QS-Prüfung erfolgt wohl eher ober­
flächlich. Die Anzahl offener Vorgän­
ge wächst und wächst. Und Außenwir­
kung entfaltet ComVor mittlerweile 
auch, wenn sich einige Kolleginnen 
und Kollegen bei den Anzeigen aufge­
benden Bürgern entschuldigen müs­
sen, da die erste notwendige Daten­
erfassung bis zur tatsächlichen 
Vernehmung so lange dauert.

Die in der gemeinsamen Sitzung 
aufgezeigten Probleme haben meist 
Ursachen, die nicht von heute auf 
morgen beseitigt werden können. 
Trotzdem wollen die Fachausschüsse 
an der Lösung der Probleme mitarbei­
ten und bieten dem Dienstherrn dazu 
die Zusammenarbeit an. 
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BEAMTENRECHT

Im alten Koalitionsvertrag zur Bil­
dung einer Regierung von 2014 findet 
sich unter Punkt 12.2 folgender Pas­
sus: „Der Beförderungsstau soll auf­
gelöst werden. Zu diesem Zweck soll 
auch die Einführung einer leistungs­
orientierten Regelbeförderung ge­
prüft werden.“ Die Aussage steht im 
Konjunktiv, umgesetzt wurde sie 
nicht.  Und dass, obwohl dieser ambi­
tionierte Ansatz ganz sicher der rich­
tige war und es für die überwiegende 
Mehrheit der Kolleginnen und Kolle­
gen sehr vielversprechend klang. 

Nun wurde zumindest ein kleiner 
Grundstein in diese Richtung gelegt: 
Es ist beschlossene Sache, dass ab 
2020 Beamtinnen und Beamte der A 7 
zwei Jahre (Standzeit) nach Beendi­
gung der dreijährigen Probezeit, also 
nach insgesamt fünf Jahren, zur A 8 
befördert werden. 

Fragt sich nur, wann man sich an 
die Umsetzung dieser Regelung 
macht. Seitens der übergeordneten 
Behörden scheint kein dringender 
Handlungsbedarf zu bestehen. Wie 
uns zu Ohren kam, ist man wohl der 
Meinung, dass diese Regelung nur 
wenige Beamtinnen und Beamte be­
treffen würde, was übrigens nicht be­
deuten sollte, dass eben jene kein An­
recht darauf haben, jetzt befördert zu 
werden.

Eine ganz kurzfristige und sponta­
ne Abfrage im kleinen Kreis des Lan­
desjugendvorstands ergab jedoch so­
fort Dutzende Kolleginnen und 
Kollegen, welche seit Jahren mit die­
ser Regelung hätten befördert wer­
den können. Zum Beispiel:

•	 Polizeimeister (A 7), 28 Jahre, 
Ausbildungsende 2012, Probezeit- 
ende 2014(!), befindet sich nach 
zwei Jahren Bereitschaftspolizei 
und zwei Jahren Einsatzunterstüt­
zung nunmehr seit mehr als drei 
Jahren im Einsatz- und Streifen­
dienst, ist auf einem Dienstposten 
A 9 eingesetzt, letzter Beurtei­
lungswert 3,66 – kaum Aussicht 

Beförderungen müssen kommen

auf eine Beförderung in den 
nächsten Jahren, hätte seit 2017 
zur A 8 befördert sein können

•	 Polizeimeister (A 7), 32 Jahre, 
Ausbildungsende 2011, Probezeit- 
ende 2013(!), befindet sich nach 
einem Jahr Bereitschaftspolizei 
seit mehr als sieben Jahren im 
Einsatzzug der Einsatzunterstüt­
zung, ist auf einem Dienstposten 
A 9 eingesetzt, letzter Beurtei­
lungswert 3,33 – keine Aussicht 
auf Beförderung in den nächsten 
Jahren, hätte seit 2016 zur A 8 be­
fördert sein können

•	 Polizeimeister (A 7), Mitte 30, Aus­
bildungsende 2013, Probezeit­
ende 2015, arbeitete drei Jahre bei 
der Bereitschaftspolizei und ist seit 
2016 Mitarbeiter in einer Spezi­
aleinheit des Landeskriminal­
amts(!), ist auf einem Dienstposten 
A 9Z eingesetzt, letzter Beurtei­
lungswert 3,66 – kaum Aussicht 
auf eine Beförderung in den 
nächsten Jahren, hätte seit 2017 
zur A 8 befördert sein können

•	 	Polizeimeister (A 7), 38 Jahre, 
Ausbildungsende 2013, Probe­
zeitende 2015, befindet sich seit 
über sieben Jahren im Einsatz­
zug einer Einsatzunterstützung, 
ist auf einem Dienstposten A 9 
eingesetzt, hätte seit 2018 zur  
A 8 befördert sein können

•	 	Justizobersekretär (A 7), 46 Jah­
re, seit 1998 Probezeitende(!), ar­
beitet seither im Justizvollzug 
ohne Aussicht auf Beförderung 
zur A 8

•	 Polizeikommissarin (A 9), Anfang 
30, seit mehr als zehn Jahren bei 
der Thüringer Polizei, ist auf ei­
nem Dienstposten A 10 eingesetzt, 
letzter Beurteilungswert bietet 
keine Aussicht auf eine Beförde­
rung in den nächsten Jahren.

Die Kolleginnen und Kollegen 
wollten nicht namentlich genannt 
werden, da teils innerbehördliche Re­
pressalien befürchtet werden. Soweit 
sind wir also mal wieder gekommen. 

Anhand dieser Beispiele ist jedoch 
ersichtlich, dass die Umsetzung, Kor­
rektur: die sofortige Umsetzung, der 
Regelbeförderung nach A 8 notwen­
dig ist. Denn es könnten hiernach eini­
ge Hundert Kolleginnen und Kollegen 
direkt befördert werden. Es würde 
sich hierbei oftmals um Beamtinnen 
und Beamte der Bereitschaftspolizei 
und der Einsatzzüge in den Einsatzun­
terstützungen handeln. Diese Ad-hoc- 
und Rund-um-die-Uhr-Einheiten er­
halten weder Wechselschicht- noch 
Erschwerniszulage! Eine „kleine Be­
förderung“ zur A 8 nach fünf Dienst­
jahren wäre das Mindeste!

Wie aus einem DP-Artikel der Aus­
gabe Januar 2020 hervorgeht, sind 
etwa die Hälfte der Beamtinnen und 
Beamten aktuell nach A 7 sowie A 8 be­
soldet, obwohl diese auf Dienstposten 
einer A 9 eingesetzt sind. Dann sollen 
die Kolleginnen und Kollegen gefälligst 
auch nach einer A 9 bezahlt werden – 
aber nicht erst in 20 oder 35 Jahren!

Der Landesjugendvorstand fordert 
deshalb eine sofortige Umsetzung der 
Beförderungen nach A 8!

An die älteren Kolleginnen und Kol­
legen, die nun vermutlich etwas miss­
günstig dreinblicken: Ja, wir wissen, 
dass ihr erst mit 27 Jahren die Lebzeit­
verbeamtung feiern durftet und man­
cher da schon zehn Jahre Dienst ver­
richtet hatte. Viele mussten bis weit 
über das 30. Lebensjahr auf die erste 
Beförderung warten. Ja, wir haben 
tiefstes Verständnis. Aber die Zeiten 
ändern sich und wenn sich politisch 
eine solche Regelung anbietet, dann 
ist es die Pflicht der Gewerkschaft, 
diese Gelegenheit beim Schopfe zu 
packen, denn es ist eine gute Sache!

Es kann nur ein kleiner Grundstein 
sein. Ein Grundstein, der sich so an­
fühlt als würde eine Großbaustelle 
durch den obligatorischen Spaten­
stich eines Ministers feierlich begon­
nen werden. Der dazu gehörende 
Schlussstein ist allerdings noch nicht 
in Sicht. Wie kann der sich anschlie­
ßende Beförderungsstau von A 8 zu 
A  9 vermieden werden? Wird einem 
die Regelbeförderung nach A 8 in der 
folgenden Beurteilung negativ ausge­
legt? Verschlechtert es vielleicht die 
Möglichkeiten zum Laufbahnauf­
stieg? Was ist mit einer Regelbeförde­
rung für die Beamt*innen des Ein­
gangsamtes des gehobenen Dienstes? 

Der Landesjugendvorstand

Eines der leidigsten Themen, welches alle Beamten verbindet, heißt 
Beförderungen. Beamtenrechtlich handelt es sich um Ernennungen, bei 
welchen ein anderes, höheres Amt mit höherem Endgrundgehalt und 
anderer Amtsbezeichnung verliehen wird. Menschlich sind sie oftmals mit 
Neid, Missgunst, Enttäuschung, Unverständnis oder Klagewellen verbunden. 
Abhilfe sollte da ein Vorstoß der Landesregierung schaffen.
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POLIZEIVERWALTUNG

Zukunftsweisende Impulse für die 
Polizeiverwaltungen in Bund und 
Ländern forderten Vertreter aus 
allen Bereichen der Polizeiverwal-
tung beim 1. GdP-Symposium am 
28. und 29. November 2019 in 
Potsdam. 

„Die Polizeiverwaltung sei beileibe 
kein notgedrungenes Anhängsel des 
operativen Dienstes. Polizeiverwal­
tung muss in den Fokus rücken und 
Anreize für Nachwuchs geschaf­
fen werden“, betonte Elke Günd­
ner-Ede, zuständiges Mitglied im 
Geschäftsführenden Bundesvor­
stand. Neben sehr interessanten 
und kompetenten Vorträgen wie 
„Potenziale des E- Gouvernement 
in der Polizeiverwaltung“ und 
„Zukunftsperspektiven der Poli­
zeiverwaltung“, hat das Einstiegs­
referat „Attraktivitätsprogramm 
Arbeitsplatz Polizeiverwaltung“ 
von Mathis Wieselmann, Polizei­
präsident Mönchengladbach, sehr 
anschaulich die Rolle der Polizei­
verwaltung dargestellt. 

Er stellte nach einer Umfrage 
unter den Teilnehmern zwei The­
sen auf. These 1: Die Arbeit der 
Polizei wird geschätzt. These 2: 
Ohne Verwaltung läuft in der Po­
lizei nichts! Entsprechend den 
Prognosen werden in den nächs­
ten sechs bis zehn Jahren ca. 30 bis 50 
% Stellen neu besetzt werden müssen. 
Weiterhin müssen wir uns auf einen 
Bewerbermarkt behaupten, der immer 
weniger Bewerber hervorbringt. Her­
ausforderungen, wie anstehende Pen­
sionierungen werden in Zeiten des 
Fachkräftemangels Probleme beson­
ders für den Nachersatz in den Polizei­
verwaltungen verursachen. Die Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter, die heute 
schon bei uns arbeiten, müssen wir an 
uns binden und wenn nötig und mög­
lich weiterentwickeln. Vorhandene 
Pluspunkte für die Polizeiverwaltung 
wie:
• Sicherer Arbeitspatz
• �eine vernünftige bis gute Bezahlung 

im Vergleich zur Privatwirtschaft
• �Fachlich interessante und herausfor­

dernde Aufgabenstellungen in der 
eigenen Behörde

• Sinnvolle Arbeit

Ohne uns geht in der Polizei nichts
Bericht vom 1. GdP-Symposium Polizeiverwaltung von Monika Pape

• �Die Möglichkeit des Wechsels in ver­
schiedene Aufgabenstellungen des 
Dienstherrn 
müssen mehr in den Vordergrund 

stehen. Die Polizei genießt hohe Wert­
schätzung in der Bevölkerung. Die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
ist grundsätzlich gewährleistet. Aktive 
Personalwerbung und geeignete 
Imagekampagne sind hierbei notwen­
dig. Bausteine eines Attraktivitätspro­
gramms Polizeiverwaltung müssen 
u.a. Forderungen nach gerechter Ent­

lohnung im Bereich der Polizei (Zula­
gen, Freie Heilfürsorge), verringern 
der Unterschiede zu Polizeivollzugs­
beamten im Hinblick auf Beförde­
rungsmöglichkeiten sein. Verwal-
tungsarbeit muss von Fachkräften der 
Verwaltung, nicht von Vollzugsbeam-
ten wahrgenommen werden. Team­
geist und Wertschätzung in den Be­
hörden/ in den Verwaltungen gilt es 
zu stärken. Wir sind alle Kolleginnen 
und Kollegen! Teamarbeit hängt nicht 
von Uniform und Dienstgrad ab. Ohne 
eine funktionierende Verwaltung, 
könnte Polizei nicht das leisten, was 
ihre Aufgaben sind! Hier brauchen wir 
eine Lobby in der Politik! Aussagen 
zur Vereinbarkeit von Beruf und Fami­
lie dürfen keine Lippenbekenntnisse 
mehr sein und der Bereich Telearbeit 
ist mit Augenmaß auszubauen. 

Besonders interessant waren die Ar­
beit und die anschließende Darstel­

lung der Ergebnisse in den Arbeits­
gruppen. 

Die Arbeitsgruppe 1 schätzt E-Gou­
vernement und die digitale Transfor­
mation im Polizeibereich als echte 
Chance und Innovationshebel ein. 
Dennoch gebe es auch Risiken. Dienst­
herr und Arbeitgeber seien gegenüber 
den Kolleginnen und Kollegen der 
Fürsorge verpflichtet. Es muss hier ein 
transparenter Einführungsprozess un­
ter Einbeziehung der Personalräte, 
Gewerkschaften und aller Mitarbeiter 

erfolgen. „Wir sehen unmittelbare 
Gefahren durch Arbeitsverdich­
tung und zunehmende Arbeit am 
Bildschirm. Auch eine soziale Ent­
fremdung durch mobilere und fle­
xiblere Arbeit gilt es zu vermei­
den“, verdeutlichte Michael 
Laube, Vorsitzender des Bundes­
fachausschuss Polizeiverwaltung. 

Die Arbeitsgruppe 2 diskutierte 
„Nachwuchsgewinnung“. Durch 
personelle Engpässe werden in vie­
len Bundesländern zur Erledigung 
anstehender Aufgaben schlecht 
ausgebildetes, verwaltungsfremdes 
Personal eingesetzt. Die Arbeits­
verdichtung in der Polizeiverwal­
tung erfordert jedoch qualitativ gut 
aus- und fortgebildetes Personal. 
Das Fördern der eigenen Ausbil­
dung mit Übernahmegarantie so­
wie die Zulassung von qualifizier­
ten Quereinsteigern sowie das 

Auflockern von Altersgrenzen sind nach 
Meinung der GdP wesentliche Elemen­
te eines attraktiven Arbeitgeber Polizei. 
Dies bietet eine Planungssicherheit und 
es wird sichergestellt, dass Personal 
auch in den betreffenden Behörden an­
kommt, wo es benötigt wird. Wenn 
mehr Polizei eingestellt wird, muss 
auch der Verwaltungsbereich perso-
nell angepasst werden! 

Die Polizei erfordert neue, interes­
sante finanzielle und mitarbeiter­
freundliche Rahmenbedingungen, da­
mit Personal gewonnen aber auch 
gehalten werden kann. Zudem müss­
ten die durchaus reizvollen Aufgaben 
der Polizeiverwaltung bekannter ge­
macht werden. „Vor allem jüngere 
Menschen wissen ja gar nicht, was wir 
machen. Mit aktiver Personal-wer­
bung und jugendgerechten Image­
kampagnen ließe sich das ändern“, 
schlug Günder-Ede vor. Die Gewerk­

Die beiden Thüringer Teilnehmerinnen � Foto: Autor
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schafterin brachte auch mehrwöchige 
Hospitationen von Polizeiauszubilden­
den in der Verwaltung ins Spiel. Die 
Teilnehmer besprachen unterschiedli­
che, zukunftsträchtige Modelle zur 
Personalgewinnung und -bindung, die 
den Arbeitsplatz Polizeiverwaltung als 
erstrebenswert hervorhebt. 

In der Arbeitsgruppe 3 ging es um 
Personalbindung. Wir müssen Perso­
nal nicht nur finden, sondern auch bin­
den. Durch das Aufzeigen von Pers-
pektiven für Tarifbeschäftigte und 

Verwaltungsbeamte, der Entwicklung 
des eigenen Arbeitsplatzes, können 
wir Personal an uns binden. Wir sind 
auf gut ausgebildete Experten ange­
wiesen. Hier sind neben einer ordent­
lichen Ausstattung der Arbeitsplätze 
besonders Angebote für Fortbildung, 
weitere Spezialisierungen und ent­
sprechende Entlohnung/Besoldung 
erforderlich. Auch gilt es über Verän­
derungen von Tätigkeiten für Tarifbe­
schäftigte und Verwaltungsbeamte 
nachzudenken (zum Beispiel Tarifbe­

schäftigte zur Unterstützung für die 
operativen Bereiche Videobeobach­
tungen oder Einsatzsicherstellung). 

Es müssen festgefahrene Struktu-
ren aufgebrochen werden. Nur dann 
sind spürbare Anreize und natürlich 
eine entsprechende Bezahlung mög-
lich. Wenn alles zusammenspielt, 
kann eine Behörde ordentlich arbei-
ten und den Kolleginnen und Kolle-
gen in der Verwaltung die Ihnen zu-
stehende Wertschätzung, Lob und die 
Anerkennung entgegenbringen.

Rege Diskussion in den Arbeitsgruppen � Foto: Hagen ImmelDie Moderatoren der Arbeitsgruppe 1 � Foto: Hagen Immel
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Weihnachtsfeier in Suhl

Jedes Jahr im Dezember schließen 
wir die Aktivitäten der Seniorengrup­
pe mit einer Weihnachtsfeier ab. Seit 
einigen Jahren nutzen wir den tollen 
Service des Bauerbacher Vereins, 
welcher die Theaterscheune auch 
dieses Mal wieder toll vorbereitete.

Am 5. Dezember war es soweit. Schon 
eine halbe Stunde vor Beginn der Ver­
anstaltung waren drei Viertel der Gäste 
eingetroffen. Da der Aufbau des PC, die 
Abstimmung mit Beamer usw. zu be­
wältigen waren, war ich Peter Fickel 
dankbar, dass er mich tatkräftig bei der 
Begrüßung der Gäste unterstützte. 

Der Leiter LPI Suhl, Polizeidirektor 
Wolfgang Nicolai, kam trotz seines 

immer prall ge­
füllten Termin­
kalenders in die 
Theaterscheune 
nach Bauerbach. 
Dieses Mal hatte 
er sogar so viel 
Zeit mitge­
bracht, dass er 
sich die Präsen­
tation über die 
Arbeit der Seni­
orengruppe im 
Rückblick auf 
das Jahr 2019 
und im Ausblick 
auf 2020 anhö­
ren und ansehen 
konnte. 

Ich stellte in dieser Präsentation die 
gewerkschaftliche Arbeit vor, von der 
Unterstützung der Tarifverhandlun­
gen und deren Ergebnisse, über die 
vierteljährlichen Zusammenkünfte, 
die Wahl des Seniorenvorstandes so­
wohl in der Kreisgruppe als auch im 
Oktober die Wahl des Landesvorstan­
des. Die Teilnehmer wurden über die 
aktuellen Schritte und Ergebnisse der 
Bemühungen zur Rentenneuberech­
nung unter Einbeziehung des Ver­
pflegungsgeldes der ehemaligen 
Volkspolizisten informiert.

Nach dem Ausblick auf die Vorha­
ben für 2020 übergab ich das Mikro­
fon an Herrn Nicolai und er gab einen 
kurzen Überblick über die im Jahr 
2019 im Verantwortungsbereich statt­
gefundenen Personalveränderungen 
und polizeilichen Schwerpunkte. Er 
schloss seine Ausführungen mit der 
Bemerkung wie sehr ihm der Zusam­
menhalt und die Aktivität unter den 
Senioren gefällt. Er wünschte uns 
noch einen guten Verlauf der Feier, 
und da inzwischen jeder sein Glas 
Sekt in der Hand hatte (Herr Nicolai 
entschied sich für Apfelsaft, da er Abschlussbild des Märchenspiels� Foto: Schauseil
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zum nächsten Termin musste), stieß 
er auf Weihnachten und einen guten 
Rutsch ins Jahr 2020 mit uns an.

Damit war der „offizielle Teil“ zu 
Ende und bei Kaffee und Kuchen 
wurde die Wartezeit auf das jährliche 
Kulturangebot der Bauerbacher über­
brückt. Da die Mimen berufstätig 
sind, wurde es 16:30 Uhr, bis sich auf 
der Bühne die Märchenfiguren darü­
ber unterhielten, ob sie noch zeitge­
mäß sind. Rumpelstilzchen ließ sich 
zum Manager wählen und gab seine 
Visionen zum Besten. Frau Holle be­
kam eine Schneekanone, der Prinz 
tauschte sein Schwert gegen eine La­
serpistole. Kurz und gut, nach etli­
chen Irrungen und Wirrungen wollte 
dann doch jeder das bleiben, was er 
war – die aus den Büchern bekannte 
Märchenfigur.

Ich bedankte mich bei allen an der 
Ausgestaltung und Durchführung 
dieser Weihnachtsfeier Beteiligten. 
Danke sagen möchte ich auch allen 
Seniorinnen und Senioren, die rege 
an unseren Veranstaltungen teilneh­
men und diese auch selbst mitorgani­
sieren.

Andreas Schauseil

Neues aus Saalfeld

Der Rückblick zum Jahr 2019 zeigt, 
dass durch die Mitarbeit aller Senio­
ren viele Veranstaltungen wie Bus­
fahrt nach Zwickau ins Horch-Muse­
um sowie Wandern in die Bergmanns­
klause in Steinach zum Forellenessen 
erfolgen konnten. Es wurden wieder 
Karpfenessen, Schlachte-Essen, Po­
kalschießen in der LPI und Bowling 
durchgeführt, alle Veranstaltungen 
mit sehr guter Beteiligung. 

Es gibt regelmäßige Zusammen­
künfte mit der Leitung der Kreisgrup­

pe der GdP 
Saalfeld, um bei­
de Gruppen der 
Kreisgruppe en­
ger zusammen­
zuführen und 
den Übergang in 
den Ruhestand 
zu erleichtern. So 
wurde mit ihnen 
im Februar eine 
gemeinsame Fei­
er im Hotel „As­
terra“ in Saalfeld 
durchgeführt.

Am 28. September unterstützten 
Erich Hüttenrauch und Bernd Hanft 
am GdP-Infostand beim Tag der offe­
nen Tür in der LPI Saalfeld. Dieser 
hatte auch guten Zuspruch bei den 
Besuchern der Veranstaltung.

Auch für das Jahr 2020 haben wir 
uns wieder mehrere Veranstaltungen 
vorgenommen. Unter anderem wer­
den wir Senioren die Kreisgruppe der 
GdP Saalfeld bei ihrer Wahlversamm­
lung unterstützen, auf der ein neuer 
Kreisgruppenvorstand gewählt wird. 

Rückblick in Jena

Am 11. Dezember 2019 trafen sich 
die Jenaer Senioren zu ihrer Weih­
nachtsfeier. Seniorenvorsitzender Ed­
gar Große hatte den amtierenden Lei­
ter der LPI Jena, Polizeidirektor Lutz 
Schnelle, und den stellv. Landesvor­
sitzenden der GdP, Thomas Müller, 
eingeladen. 

Schnelle berichtete über die Ar­
beitsschwerpunkte der Polizei im Be­
reich der LPI Jena. Nach seinen Wor­
ten habe eine SOKO gute Arbeit bei 
der Aufklärung alter Mordfälle ge­
leistet, sowie insgesamt unter den ge­
gebenen Umständen eine erfolgrei­

che Polizeiarbeit in den Dienststellen 
geleistet worden sei. Auch die poli­
zeilichen Einsätze seien gut bewältigt 
worden.

Müller informierte über die gewerk­
schaftlichen Schwerpunkte des Jahres 
2019. Die GdP habe aktiv auf die er­
hebliche Steigerung der Ausbildungs­
zahlen von Polizeibeamt*innen hinge­
wirkt. Die Beförderungen von A 7 nach 
A 8 wurden quasi festgeschrieben, 
Festlegungen für weitere Besoldungs­
gruppen wird die GdP nach seinen 
Worten massiv fordern. Das Tarifergeb­
nis 2019 sei nahezu zeit- und inhalts­
gleich auf die Beamten und damit auch 
die Pensionäre übertragen worden. 
Das Personalvertretungsgesetz sei er­
heblich modernisiert worden und ent­
halte nun eine umfassende Zuständig­
keit des Personalrates, die nur vom 
Grundgesetz eingeschränkt werde. 
Daran habe auch die GdP einen erheb­
lichen Anteil. Er dankte auch den Seni­
oren für die geleistete Gewerkschafts­
arbeit, sei es bei der Einsatzbetreuung, 
bei der Unterstützung von Veranstal­
tungen oder eben auch bei der Organi­
sation und Durchführung der Veran­
staltungen der Seniorengruppe.

Edgar Große lies anschließend 
nochmal die Arbeit der Seniorengrup­

Pokalschießen in Saalfeld Infostand von Senioren unterstützt� Fotos: Hanft

PD Lutz Schnelle (stehend) informiert zur Arbeit der Polizei� Foto: Große
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Veranstaltungsplan 2020 der GdP Senioren Saalfeld
Änderungen vorbehalten

27.01.20 Bowling 14:30 Gorndorf
05.02.20 Karpfenessen 12:00 Wetzdorf
09.03.20 Bowling 14:30 Gorndorf
15.04.20 Pokalschießen 10:00 LPI Saalfeld
20.04.20 Bowling 14:30 Gorndorf
22.04.20 Besuch Ankerbausteine 14:00 Betrieb in Rudolstadt
25.05.20 Bowling 14:30 Gorndorf
27.05.20 Wanderung Forelle 12:00 Steinach/Bergmanns Klause
10.06.20 Busfahrt nach Meiningen 08:00 Abfahrt am Bahnhof Saalfeld
06.07.20 Bowling 14:30 Gorndorf
17.08.20 Bowling 14:30 Gorndorf
02.09.20 Seniorensportfest 13:00 Hohenwarte
16.09.20 Stammtisch 15:00 Eyba
28.09.20 Bowling 14:30 Gorndorf
07.10.20 Pilzwanderung Ort und Zeit werden nachgereicht
09.11.20 Bowling 14:30 Gorndorf
25.11.20 Abschlussveranstaltung 15:00 Eyba  
14.12.20 Bowling 14:30 Gorndorf

Erfurter an der Moldau� Foto: SG Erfurt

pe Revue passieren. Er dankte vor al­
lem dem Vorstand und engagierten 
Mitgliedern für die geleistete Arbeit. 
Per Beamer wurden Fotos von den 
Veranstaltungen des Jahres 2019 an 
die Wand geworfen. Große stellte den 
Arbeitsplan für 2020 vor und infor­
mierte über organisatorische Maßnah­
men zur Verbesserung der Betreuung 
der Mitglieder. Im Anschluss bestand 
bei Kaffee und Kuchen und später 
beim Abendessen die Möglichkeit, Er­
innerungen auszutauschen oder über 
aktuelle Themen zu diskutieren. 

Erfurter Senioren on Tour

Mal etwas anderes hatten sich die 
Erfurter Senioren für Weihnachten 
ausgedacht. Mal keine Weihnachts­
feier, sondern mit Weltenbummler 
drei Tage zu den schönsten Weih­
nachtsmärkten. Unser Busfahrer Ro­
bert und seine Ehefrau Kathrin sorg­
ten dafür, dass es für uns zu einem 
unvergesslichen Erlebnis wurde.

Zuerst fuhren wir nach Dresden. 
Der Dresdner Striezelmarkt wurde im 
Jahr 1434 erstmals urkundlich er­
wähnt und gehört zu den ältesten 
Weihnachtsmärkten Deutschlands. 
Der Name Striezel geht auf einen für 
die Gegend typischen Früchtekuchen 
zurück, der auf dem Markt verkauft 
wurde. Heute ist das Gebäck besser 
unter dem Namen Stollen bekannt. 
Die Dresdner sind auch stolz auf ihre 
Kerzenpyramide, die mit einer Höhe 
von 14 Metern die weltweit höchste 

Konstruktion dieser Art ist. Sehens­
würdigkeiten wie der Dresdner Zwin­
ger, die Kreuzkirche sowie die Frau­
enkirche haben wir uns natürlich 
auch angesehen. Es ist einfach ein 
Muss, wenn man in Dresden ist.

Prag war die zweite Station unserer 
Reise. Wir haben die Prager Burg be­
sucht, welche das größte geschlossene 
Burgareal der Welt ist. Die Burg wurde 
im 9. Jahrhundert gegründet. Seither 
hat sie ihr Aussehen stark verändert. 
Sie war Sitz der böhmischen Herzöge 
und Könige, zweier Kaiser des Heiligen 
Römischen Reichs sowie der tschecho­
slowakischen Staatspräsidenten. Es 
folgte eine zweistündige Schifffahrt auf 
der Moldau. Besucht haben wir dann 

noch den Wenzelsplatz, die Fischerbas­
tei und den Weihnachtsmarkt. 

Am dritten Tag stand ein Abstecher 
nach Seiffen im Erzgebirge auf dem 
Programm. Der wunderbare Ort gilt 
als die Wiege erzgebirgischer Traditi­
on und Handwerkskunst. Man kann 
hier zu Weihnachten den Handwer­
kern über die Schulter sehen, wie in 
alter Tradition über Generationen hin­
weg die schönen Kunstwerke entste­
hen. Die traditionelle Bergparade, die 
immer am 3. Advent stattfindet, war 
dann der abschließende Höhepunkt.

Es war sehr anstrengend und wir 
waren auf der Heimfahrt alle sehr 
müde, aber es war auch sehr schön.

Marena Jödicke
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Technische Verkehrsüberwachung in …
… Sachsen

Grundlage der Verkehrsüberwa­
chung ist die entsprechende Ver­
waltungsvorschrift des Sächsischen 
Staatsministeriums des Inneren vom 
21. Mai 2014. Ziel der Verkehrs­
überwachung ist es, die Einhaltung 
verkehrsrechtlicher Vorschriften zu 
überprüfen und so die Sicherheit 
aller Verkehrsteilnehmer zu ge­
währleisten. Ein wichtiger Teil  
der Verkehrsüberwachung sind Ge­
schwindigkeitskontrollen, denn 
nach wie vor ist unangepasste Ge­
schwindigkeit eine der Hauptunfall­
ursachen.

Dafür stehen den Verkehrspolizei­
inspektionen verschiedene techni­
sche Geräte zur Verfügung. Bei der 
Geschwindigkeitsüberwachung 
kommen die Geschwindigkeitsmess­
geräte eso ES 8.0, LEIVTEC XV 3, 
Multanova 6F digital und die LTI ul­
tra lyte zum Einsatz. Außerdem wer­
den zur Feststellung von schwerwie­
genden Verkehrsordnungswidrig- 
keiten und Verkehrsstraftaten mit 
ProViDa 2000 modular ausgerüstete 
Fahrzeuge eingesetzt. Aufgrund der 
großen Bandbreite an Messtechnik 
sind effektive Geschwindigkeitskon­
trollen möglich. 

Die Überwachung des Sicher­
heitsabstandes erfolgt mit der Ab­
standsmesstechnik VIDIT VKS 3.0. 
Die Lkw-Kontrollgruppen setzen  
zur Überprüfung der zulässigen 
Gesamtmasse von Kraftfahrzeugen 
mobile Radlastwaagen vom Typ  
HAENNI ein. Seit Kurzem sind die 
Lkw-Kontrollgruppen mit einem 
Wabco-Diagnosegerät ausgerüstet. 
Dieses Diagnosegerät kommt unter 
anderem zum Einsatz, wenn bei Lkw 
der Anfangsverdacht für eine Ad­
Blue-Manipulation vorliegt. 

Bisher gibt es noch keine landes­
einheitliche Ausrüstung der Funk­
streifenwagen von Autobahnpoli­
zeirevieren mit Videotechnik zur 
beweissicheren Dokumentation von 
Verstößen gegen die Bildung der 
Rettungsgasse.

Sven Krahnert

… Thüringen

Die Organisation und Durchfüh­
rung der Technischen Verkehrsüber­
wachung (TVÜ) obliegt in Thüringen 
den sieben Landespolizeiinspektio­
nen und der Autobahnpolizeiinspek­
tion. Die TVÜ ist Teil der Einsatzun­
terstützung der Dienststellen und 
somit für den gesamten Inspektions­
bereich zuständig. Die TVÜ ist 
grundsätzlich zuständig für die ge­
zielte Verkehrsüberwachung zur Zu­
rückdrängung der Hauptunfallursa­
chen, insbesondere zur Verfolgung 
qualifizierter Verkehrsverstöße. Der 
Kräfte- und Mitteleinsatz erfolgt da­
bei zeitlich, örtlich und ursachenbe­
zogen. 

Ausgangspunkt der Arbeit der 
TVÜ ist also die Auswertung von Sta­
tistiken für den jeweiligen Zustän­
digkeitsbereich, um daraus die Ar­
beitsschwerpunkte abzuleiten Die 
Ziele werden hauptsächlich erreicht 
durch die Verkehrsüberwachung mit 
technischen Verkehrsüberwachungs­
geräten, die Aufnahme und Bearbei­
tung sachbezogener Anzeigen und 
die Auswertung von Speichermedi­
en. Eine weitere Aufgabe ist das Er­
kennen von Gefahrenstellen und 
Schwerpunkten im öffentlichen Ver­
kehrsraum in Bezug auf den Betrieb 
von Messstellen. Messstellen müssen 
ebenfalls der Zurückdrängung der 
Hauptunfallursachen dienen, alle an­
deren Zwecke sind nebensächlich. 

Da die TVÜ Teil der Einsatzunter­
stützung ist, obliegt den Mitarbei­
tern auch die Teilnahme an polizeili­
chen Einsätzen. Daraus ergibt sich 
immer die Frage, ist die Verkehrssi­
cherheit oder die Einsatzbewälti­
gung wichtiger. Hinzu kommt, dass 
durch den allgemeinen Personal­
mangel bei der Thüringer Polizei 
auch die Bereiche TVÜ nicht die alle 
Planstellen besetzt sind. Starkes 
Einsatzaufkommen und Personalnot 
führen dann schon mal dazu, dass 
verkehrspolizeiliche Aufgaben ver­
nachlässigt werden. Ein Aufwuchs 
an Personal wird also auch der TVÜ 
zugutekommen.

Monika Pape

... Sachsen-Anhalt

Die Bewältigung verkehrspolizeili­
cher Aufgaben ist seit der PSR 2008 
nach der Auflösung der Revierres­
sourcen sukzessive eingebrochen. 
Die Quantität sank mit dem Abbau 
des Personalkörpers und mit dem 
Verlust des Fachwissens litt die Qua­
lität massiv. Mit der PSR 2020 ist das 
Problem erkannt und neue Wege 
werden beschritten. Den Polizeiins­
pektionen und -revieren werden dazu 
Aufgaben zugewiesen und Ressour­
cen zur Verfügung gestellt. Konzepti­
onelle und koordinierende Aufgaben 
werden bzgl. der Verkehrsprävention 
im Dezernat 42 der Polizeiinspektion 
Zentrale Dienste und der Kriminal­
prävention im Stabsbereich 3 des 
Landeskriminalamtes gebündelt.

Die bisherigen Polizeireviere Bun­
desautobahnen/Spezialisierte Ver­
kehrsüberwachung gehen in die 
Zentralen Verkehrs- und Autobahn­
dienste (ZVAD) über. Diese werden 
künftig auch aufgrund der Zustän­
digkeit für den gesamten Dienstbe­
zirk der jeweiligen Polizeiinspektion 
nicht den Status eines Polizeirevie­
res, sondern den einer Zentralen Or­
ganisationseinheit, vergleichbar dem 
der Zentralen Kriminaldienste und 
dem der Zentralen Einsatzdienste, 
besitzen.

Die Aufgabe der behördenweiten 
Aufnahme von Verkehrsunfällen mit 
Getöteten (Unfallkategorie 1) und 
den besonderen Fällen mit Schwerst­
verletzten der Unfallkategorie 2 so­
wie die Begleitung von Großraum- 
und Schwerlasttransporten wird dem 
ZVAD zugeordnet. Strukturell hat 
der ZVAD einer Flächen-Polizeiins­
pektion den Verkehrs- und Auto­
bahneinsatzdienst, Verkehrsüberwa­
chungsdienst, Ermittlungs- und 
Fahndungsdienst sowie den Verwal­
tungsdienst integriert. Entscheidend 
für die Zukunft ist die Personalzufüh­
rung und Qualifizierung des Perso­
nals. Die rasante, technische Ent­
wicklung wird im Bereich der 
technischen Verkehrsüberwachung 
die Landespolizei stark fordern.

Ingo Neubert
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